
Amt für Kindertagesbetreuung 
Team Freie Kita-Träger 

(Aufsichtsbehörde) 
 

MERKBLATT ZUR  
ERTEILUNG EINER BETRIEBSERLAUBNIS (§ 45 SGB VIII) 

FÜR KINDERTAGESBETREUUNGSEINRICHTUNGEN  
FREIER TRÄGER IM STADTGEBIET AUGSBURG 

 
 
Für den Betrieb einer Kindertageseinrichtung 
(Krippe, Kindergarten, Hort, Haus für Kinder) ist 
grundsätzlich eine Erlaubnis nach § 45 Abs. 1 
SGB VIII erforderlich. Durch diesen Erlaubnis-
vorbehalt soll sichergestellt werden, dass das 
Wohl des Kindes in der Einrichtung durch ent-
sprechende Vorkehrungen gewährleistet ist. Da-
zu zählt insbesondere die Einhaltung von Min-
deststandards im pädagogischen Bereich (z. B. 
Fachpersonal, geeignete Räumlichkeiten) durch 
den Träger. 
 
Rechtsgrundlage der Betriebserlaubnis 
§ 45 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII legt fest: „Der Träger 
der Einrichtung […] bedarf für den Betrieb der 
Einrichtung der Erlaubnis." (Betriebserlaubnis). 
Eine Einrichtung wird in § 45a SGB VIII wie folgt 
definiert: „Eine Einrichtung ist eine auf gewisse 
Dauer und unter der Verantwortung eines Trä-
gers angelegte förmliche Verbindung ortsgebun-
dener räumlicher, personeller und sachlicher 
Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder über 
einen Teil des Tages erfolgenden Betreuung […] 
sowie Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, Aus-
bildung von Kindern […] außerhalb ihrer Familie.“ 
Nach § 104 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII handelt ord-
nungswidrig, wer ohne eine derartige Erlaubnis 
eine Einrichtung betreibt; dies kann als Ord-
nungswidrigkeit bzw. als strafbare Handlung ge-
ahndet werden.  

Bitte nehmen Sie deshalb frühzeitig mit der Er-
laubnisbehörde Kontakt auf. 
 
Erlaubnis- und Aufsichtsbehörde bei nicht-
kommunalen Einrichtungen 
Bei nicht-kommunalen Einrichtungen sind die 
Kreisverwaltungsbehörden für die Erteilung der 
Betriebserlaubnis und auch als Aufsicht zustän-
dig. Ihr Ansprechpartner für die Modalitäten beim 
Betrieb einer Kindertageseinrichtung ist in Augs-
burg das Amt für Kindertagesbetreuung, Team 
Freie Kita-Träger (Aufsicht- und Erlaubnisbehör-
de). Hier werden bereits im Vorfeld die einzelnen 
Kriterien erörtert und geprüft. 
 
Notwendigkeit der Antragstellung 
Eine Betriebserlaubnis bedarf eines Antrages. 
Bei erstmaliger Eröffnung einer Einrichtung ist ein 
vollständiger Antrag zu stellen.  
Bei einer bestehenden Einrichtung muss ein 
Antrag z.B. aufgrund  

- der Erweiterung der Räumlichkeiten 
und/oder der Platzzahl,  

- einer veränderten Konzeption,  
- eines Trägerwechsel etc.  

bei der Aufsichtsbehörde gestellt werden. Die für 
die Änderung relevanten Unterlagen sind mit 
dem Antrag auf Änderung der Betriebserlaubnis 
selbstständig einzureichen. 
  
Basis-Voraussetzungen 
- Geeignete Räumlichkeiten:  

Maßgebend ist das Summenraumprogramm 
des Bayerischen Staatsministeriums der Fi-
nanzen. Zudem ist das Vorhandensein einer 
ausreichend großen Außenspielfläche in un-
mittelbarer Nähe zur Einrichtung zwingend 
Voraussetzung. 

- Pädagogische Konzeption:  
In Übereinstimmung mit dem Bayerischen 
Bildungs- und Erziehungsplan (BEP) müssen 
die Grundsätze der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit genannt und deren Umsetzung 
in der Praxis dargelegt sein. Auch müssen 
geeignete Verfahren der Selbstvertretung 
und Beteiligung sowie Maßnahmen zur Qua-
litätsentwicklung und -sicherung dargestellt 
werden. Wertvolle Hinweise können Ihnen 
hier die pädagogischen Fachaufsichten des 
Teams Freie Kita-Träger bzw. die Fachbera-
tungen der Dachverbände geben. 

- Schutzkonzept:  
Hier müssen Aussagen getroffen werden 
zum Handlungsablauf für Entwicklungen und 
Ereignisse, die geeignet sind das Kindeswohl 
zu beeinträchtigen (§ 47 Abs 1 Nr. 2 SGB 
VIII), zum Beschwerdeverfahren für Kinder, 
Eltern und Mitarbeitende sowie zur Umset-
zung des Schutzauftrags gem. § 8a SGB VIII. 

- Soziale Integration:  
Von hohem Stellenwert ist die verbindliche 
Bereitschaft und Zusage des angehenden 
Trägers, die Einrichtung in die soziale Struk-
tur des regionalen Umfeldes einzubinden 
(Sozialraumorientierung). 

- Ortsbesichtigung:  
Bei grundsätzlicher Geeignetheit folgt hierauf 
eine gemeinsame Besichtigung der Räume 
und der Außenanlagen vor Ort.  

 



- Ergebnis-Gespräch:  
In einem Auswertungsgespräch erörtern Er-
laubnisbehörde und angehender Träger die 
wesentlichen Inhalte und ggf. Auflagen im 
Rahmen der geplanten Betriebserlaubnis. 

Antrag 
Sind die Basis-Voraussetzungen für den Betrieb 
einer Kindertageseinrichtung gegeben, so stellen 
Sie als (zukünftiger) Träger etwa 3 Monate vor 
der geplanten Inbetriebnahme beim Amt für Kin-
dertagesbetreuung, Team Freie Kita-Träger ei-
nen Antrag auf Betriebserlaubnis. Das notwendi-
ge Formular kann unter https://formular-servi-
ce.augsburg.de/intelliform/forms/stadt_augs-
burg/extern/511/extern/511/kita_betriebserlaubni
s/index online ausgefüllt werden. Die notwendi-
gen Unterlagen werden dabei abgefragt und 
können über den Server hochgeladen werden. 
 
Unterlagen zum Antrag 
Dem Antrag fügen Sie bitte folgende Unterlagen 
bei (Abweichungen sind im Einzelfall möglich): 

Bauliche Voraussetzungen: 
- Genehmigte Grundrisspläne der Einrichtung 

mit Funktionsbeschreibung der Räume mit 
Plan der Außenanlage 

- ggf. Miet- oder Pachtvertrag 

Fachliche/pädagogische Voraussetzungen 
- pädagogische Konzeption inkl. Beschwer-

demanagement 
- Schutzkonzept 

Personelle Voraussetzungen 
- Bei Personengesellschaften oder natürlichen 

Personen, die eine Kindertageseinrichtung 
betreiben wollen: erweitertes polizeiliches 
Führungszeugnis  

- Für die pädagogische Leitung: 
o Erweitertes Führungszeugnis  
o Ausbildungsnachweis 
o Nachweis einer Leitungsfortbildung  

Wirtschaftliche Voraussetzungen 
- Testierte Jahresabschlüsse der letzten bei-

den Wirtschaftsjahre einschließlich 
o Bilanzen 
o Gewinn- und Verlustrechnung 
o Anhang und Lagebericht 

- Finanzierungskonzept/Rentabilitäts-
vorausschau (5-Jahres-Zeitraum) 

Zusätzlich bei juristischen Personen (jeweils in 
aktueller Fassung) 
- Satzung des Trägers (z.B. bei Vereinen) 
- Handelsregisterauszug (nicht älter als drei 

Monate) 
- Liste der Vorstands-/Aufsichtsratsmitglieder 
- Liste der Gesellschafter (z.B. bei GmbHs und 

gGmbHs) 

- Organigramm der wirtschaftlichen und recht-
lichen Beziehungen des Trägers 

Ergänzend bitten wir um:  
- Muster des Betreuungsvertrages 
- Muster des Buchungsbeleges 
- Liste der Elternbeiträge 

Bei Bedarf werden weitere Unterlagen zur Vo-
raussetzungen nach § 45 Abs. 2 Satz 2 Nr.1 
SGB VIII (Zuverlässigkeit) angefordert: 
- Unbedenklichkeitsbescheinigungen für Ar-

beitsgeber der Krankenkassen und der Be-
rufsgenossenschaft (bgw). 

- Negativbescheinigung des Finanzamtes be-
züglich Steuerausständen von Gesellschaf-
tern und geschäftsführenden Personen 

- Auskunft aus dem Gewerbezentralregister 
zur Vorlage bei einer deutschen Behörde für 
die natürliche oder juristische Person des 
Trägers und die geschäftsführenden Perso-
nen (https://www.fuehrungszeugnis.bund.de)  
 

Bundesamt für Justiz 
– Besucherservice – 
Adenauerallee 99 – 103 
53113 Bonn 

 
Stellungnahmen weiterer Fachämter 
Als Träger haben Sie stets auch die aktuellen 
Vorschriften des öffentlichen Gesundheitswe-
sens, der Bauaufsicht und des Brandschutzes zu 
beachten. 
Das Amt für Kindertagesbetreuung fordert von 
Fachämtern der Stadt Augsburg Stellungnahmen 
zur geplanten Einrichtung an: 
- Gesundheitsamt (Sanitärbereich, Hygiene-

vorschriften) 
- Bauordnungsamt (Nutzungsänderung der 

Räume) 
- abhängig vom Bauantrag: Amt für Brand- 

und Katastrophenschutz (vorbeugender 
Brandschutz: Feuerlöscher, Rettungswege). 
Gegebenenfalls ist die Stellungnahme durch 
den Bauherrn selbst über das Fachamt bei-
zubringen. 

Es hat sich als vorteilhaft erwiesen, wenn Träger 
bzw. Eigentümer des Gebäudes bereits im Vor-
feld Kontakt mit den genannten Behörden auf-
nehmen, damit deren Vorgaben ggf. bei Umbau-
planungen bereits frühzeitig Berücksichtigung 
finden können.  

Bitte beachten Sie:  
Gegenüber den anderen Fachämtern besteht 
jeweils ein separates Verfahrensverhältnis (z.B. 
eigener Nutzungsänderungsbescheid mit Aufla-
gen und Rechtsbehelfsbelehrung). 

Die Betriebserlaubnis wird regelmäßig erst erteilt, 
wenn die genannten Stellungnahmen vorliegen 
und sich aus diesen keine Versagungsgründe 



ergeben. Liegt sie dem Träger bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt vor, kann eine Betriebsauf-
nahme dennoch erst erfolgen, wenn sich aus den 
Auflagen der genannten Fachämter keine Hinde-
rungsgründe ergeben (Vorbehalt). 

Zu jeder Kindertageseinrichtung gehört ein Au-
ßenbereich, der in seiner Gestaltung auf die Al-
tersgruppen der zu betreuenden Kinder abge-
stimmt sein muss. Wir empfehlen Ihnen, Spiel-
platz und -geräte vor Inbetriebnahme und dann 
regelmäßig durch einen Sachverständigen auf 
deren Sicherheit überprüfen zu lassen. 
 
Nebenbestimmungen 
Die Erlaubnis enthält mit Nebenbestimmungen 
(§ 45 Abs. 4 SGB VIII), die zu beachten sind. Sie 
ergänzen die Hauptregelung. 
 
Meldepflichten 
Der Betrieb einer erlaubnispflichtigen Einrichtung 
verpflichtet dessen Träger gemäß § 47 SGB VIII 
zur Meldung von Daten. Er hat der Erlaubnisbe-
hörde unverzüglich (d.h. ohne schuldhaftes Zö-
gern)  
- die Betriebsaufnahme unter Angabe von 

o Name und Anschrift des Trägers, 
o Art und Standort der Einrichtung,  
o der Zahl der verfügbaren Plätze sowie  
o der Namen und der beruflichen Ausbil-

dung der Leitung und  
o der Betreuungskräfte zu melden (§ 47 

SGB VIII).  
Viele dieser Daten werden Sie uns bereits im 
Rahmen des Erlaubnisverfahrens übermitteln, 
soweit sie zu diesem Zeitpunkt schon bekannt 
sind.  
Aber auch  
- Änderungen der genannten Daten  
- Änderungen der Konzeption und 
- eine evtl. bevorstehende Schließung  

sind unverzüglich mitzuteilen.  
Die Meldepflicht schafft somit die Grundlage für 
die rechtssichere und rechtzeitige Gewährung 
von Fördergeldern, eine evtl. gebotene Beratung 
sowie eine aktualitätsbezogene Prüfung der Ein-
richtung. 
 
Versicherungsschutz 
Der Träger hat in eigener Zuständigkeit für einen 
ausreichenden Haftpflicht- und Unfallversiche-
rungsschutz Sorge zu tragen. 
 
Vereinbarung zum Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefährdung 
Nach § 8a Abs. 4 SGB VIII hat das Jugendamt 
durch Vereinbarung mit dem Einrichtungsträger 
sicherzustellen, dass dessen Fachkräfte den 
gesetzlichen Schutzauftrag bei Kindeswohlge-
fährdung in entsprechender Weise wahrnehmen 
und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
eine erfahrene Fachkraft hinzuziehen. 

§ 72a Satz 3 SGB VIII regelt die Pflichten zur 
Prüfung der Geeignetheit von Fachkräften und 
anderem Personal anhand der Vorlage von Füh-
rungszeugnissen. 

Parallel zur Erlaubniserteilung ist deshalb eine 
Vereinbarung nach den §§ 8a, 72a SGB VIII mit 
dem Träger abzuschließen. 

Zuständig dafür ist die 

Stadt Augsburg 
Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Abteilung 5 – Familie 
Bürgermeister-Fischer-Str. 11 
86150 Augsburg  

E-Mail: familie.akjf@augsburg.de  
 
Kontrolle 
Die Aufsichtsbehörde kann nach § 46 SGB VIII 
und § 23 AVBayKiBiG örtliche Prüfungen vor-
nehmen (Zutrittsrecht). Diese erstrecken sich 
jedoch nicht auf Belange der Unfallverhütung im 
Innen- und Außenbereich und der oben genann-
ten Fachämter. 
 
Aufhebung der Betriebserlaubnis 
Die erteilte Betriebserlaubnis kann zurückge-
nommen werden, wenn die Sicherheit und das 
Wohl der Kinder nicht mehr gewährleistet sind 
und die dafür maßgeblichen Tatsachen ander-
weitig nicht ausgeräumt werden können. 
 
Hinweis auf andere Verfahren 
Bedarfsanerkennung und Investitionskosten- 
sowie Betriebskostenförderung sind nicht Ge-
genstand des Betriebserlaubnisverfahrens. Die 
Prüfung der entsprechenden Voraussetzungen 
muss ggf. separat von Ihnen beantragt werden. 
 
Ansprechpartner  
Bei Fragen rund um die Erteilung einer Betriebs-
erlaubnis bei Kindertageseinrichtungen, ebenso 
wie zur Bedarfsanerkennung und Förderung, 
wenden Sie sich bitte an die  

Stadt Augsburg 
Amt für Kindertagesbetreuung 
Team Freie Kita-Träger (Aufsichtsbehörde) 
Hermanstr. 1 
86150 Augsburg 

E-Mail:  
rechtsaufsicht.freie-kitatraeger@augsburg.de   

 
 
 
Wir beraten Sie gerne. 
 
Ihr Team Freie Kita-Träger 
 



Grundlagen der Betriebserlaubnis (§ 45 SGB VIII) für Kindertageseinrichtungen: Übersicht 
 
 

Basis-Voraussetzungen 
 
O Geeignete Räumlichkeiten und Außen-

spielfläche (Summenraumprogramm-
Empfehlungen!) 

O Entwurf einer pädagogischen Konzepti-
on (BEP!); ausführliche Darstellung im 
Rahmen eines vorgegebenen Min-
destinhalts 

O Schutzkonzept 

O Bereitschaft zur sozialen Integration 

O Ortsbesichtigung bei grundsätzlicher 
Geeignetheit; Klärung der weiteren 
Schritte 

O Ergebnis-Gespräch 

 

Bei baulichen Maßnahmen gegebenen-
falls Stellungnahmen von Fachämtern 

 
O Gesundheitsamt (Abt. Kinder- und Ju-

gendgesundheit): Sanitärbereich, Hygi-
enevorschriften 

O Bauordnungsamt: ggf. Nutzungsände-
rung der Räume (Antrag durch Eigen-
tümer, separates Verfahren) 

O Amt für Brand- und Katastrophenschutz 
(Abt. Vorbeugender Brandschutz): Feu-
erlöscher, Rettungswege 

Im Einzelfall weitere Fachämter 

 
Unterlagen zum Antrag 

 
O Grundrisspläne mit Funktionsbezeich-

nung der Räume 

O ggf. Miet- oder Pachtvertrag 

O pädagogische Konzeption  
(vgl. Basis-Voraussetzungen) 

O Schutzkonzept 

O Führungszeugnis, Ausbildungsnachweis 
und Leitungsqualifikation der Leitung 

O Führungszeugnis von Privatpersonen, 
die Träger sind 

O Finanzierungskonzept / Rentabilitätsvo-
rausschau (5 Jahre) 

O ggf. Satzung des Trägers 

O Führungszeugnis und Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister des privaten 
Trägers/der geschäftsführenden Perso-
nen 

O Liste der Elternbeiträge 

O Muster des Betreuungsvertrages 

O Muster des Buchungsbeleges 

O Liste der Vorstands-/Aufsichtsratsmit-
glieder 

 

 
 
 

Bei Unternehmen: 

O Liste der Gesellschafter 

O Testierte Jahresabschlüsse der letzten 
beiden Wirtschaftsjahre 

o Bilanzen 

o GuV-Rechnung 

o Anhang und Lagebericht 

O Organigramm der wirtschaftlichen und 
rechtlichen Beziehungen des Trägers 

 

Gegebenenfalls zusätzlich: 

O Auskunft aus dem Gewerbezentral-
register   

O Negativbescheinigung des Finanzamtes 
für den Träger und die geschäftsfüh-
renden Personen 

O Unbedenklichkeitsbescheinigungen der 
Sozialversicherungsträger (RV, AV, PV, 
BGW) 

 
Gesetzliche Regelungen 

 
O § 45 Abs. 2 SGB VIII Voraussetzungen 

der Betriebserlaubnis 

O Zulässigkeit von Nebenbestimmungen  
(§ 45 Abs. 4 SGB VIII) 

O Meldepflicht des Trägers  
(§ 47 SGB VIII) 

O Vereinbarung zum Schutzauftrag bei 
Kindeswohlgefährdung  
(§§ 8 a, 72 a SGB VIII) 

 
Aufgaben der Aufsicht 

 
O Ansprechpartner für Fragen zu 

- Schwierigkeiten im laufenden Be-
trieb 

- Konzeption 

- Betriebserlaubnis 

- Förderung 

- Zustimmung zur Anstellung 

- Rechtlichen Regelungen 

O Prüfung der pädagogischen Konzeption 

O Örtliche Prüfung durch die Aufsichtsbe-
hörde (§ 46 SGB VIII) 

O Belegprüfung (§ 23 AVBayKiBiG) 

O Rücknahme der Betriebserlaubnis bei 
Gefährdung des Kindeswohls 

 


